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Entwurf eines arbeitsrechtlichen Gesetzes zur Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung (Arbeitsrechtliches Beschäftigungsförderungsgesetz) 

A. Problem 

Die Arbeitslosigkeit in Deutschland hat mit über vier Millionen 
Arbeitslosen ein Ausmaß erreicht, das inakzeptabel ist. Ziel des 
Gesetzentwurfs ist es, mehr Wachstumsdynamik zu ermöglichen 
und zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Die Betriebe sollen von 
beschäftigungsfeindlich hohen Lohnzusatzkosten entlastet, das 
Arbeitsrecht soll beschäftigungsfreundlich flexibilisiert werden. 
Der Gesetzentwurf faßt als Teil des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. beschlossenen „Programms für mehr Wachstum 
und Beschäftigung" die arbeitsrechtlichen Maßnahmen zusam-
men. 

B. Lösung 

1. Änderung des Kündigungsschutzes 

Um die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu erleichtern, sind 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 

- Der Schwellenwert, bis zu dem das Kündigungsschutzgesetz 
nicht gilt, wird von fünf Arbeitnehmern auf zehn Arbeitneh-
mer angehoben. 

- Zur Förderung der Teilzeitarbeit werden Teilzeitbeschäftigte 
beim Schwellenwert entsprechend der Dauer ihrer Arbeits-
zeit anteilig berücksichtigt. 

- Die Sozialauswahl bei bet riebsbedingten Kündigungen wird 
auf die sozialen Grunddaten Dauer der Betriebszugehörig-
keit, Lebensalter und Unterhaltspflichten des Arbeitnehmers 
begrenzt. 

- Es wird deutlicher als bisher geregelt, daß die Auswahl nach 
sozialen Gesichtspunkten ausscheidet, wenn die Weiterbe-
schäftigung bestimmter Arbeitnehmer wegen ihrer Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Leistungen oder zur Sicherung einer 
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ausgewogenen Personalstruktur des Betriebes im berechtig-
ten betrieblichen Interesse liegt. 

- Die gerichtliche Überprüfbarkeit der Sozialauswahl wird auf 
grobe Fehlerhaftigkeit beschränkt, wenn zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmervertretung Kriterien für die Sozial-
auswahl vereinbart oder die zu kündigenden Arbeitnehmer 
in einem Interessenausgleich namentlich genannt sind. 

2. Begrenzung der Entgeltfortzahlung 

Um die Arbeit von Kosten zu entlasten sind - ohne Eingriff in 
die Tarifautonomie - folgende Maßnahmen vorgesehen: 

- Bei der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall wird eine Warte-
zeit von vier Wochen eingeführt. 

- Die Höhe der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall wird auf 
80 % des Arbeitsentgelts festgelegt. Um einen Entgeltausf all 

 zu vermeiden, kann der Arbeitnehmer für fünf Krankheits-
tage die Anrechnung eines Urlaubstages verlangen. 

- Es wird gesetzlich klargestellt, daß auch krankheitsbedingte 
Fehlzeiten bei der Bemessung der Höhe von Sondervergütun-
gen berücksichtigt werden können. 

- Bei der Höhe des Urlaubsentgelts werden Überstundenver-
gütungen nicht berücksichtigt. 

- Für jede Woche, die ein Arbeitnehmer an einer Maßnahme 
der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation teilnimmt, 
können bei einer 5-Tage-Arbeitswoche zwei Tage auf den Er-
holungsurlaub angerechnet werden. 

3. Erleichterungen beim Abschluß befristeter Arbeitsverträge 

Zur Erschließung neuer Beschäftigungschancen für Arbeitslose 
sind - befristet bis zum 31. Dezember 2000 - folgende Maßnah-
men vorgesehen: 

- Die Höchstbefristungsdauer für befristete Arbeitsverträge 
nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz wird einheitlich 
auf zwei Jahre festgelegt. Für Arbeitnehmer ab dem 60. Le-
bensjahr gilt die Höchstbefristungsdauer nicht. 

- Innerhalb der zweijährigen Höchstbefristungsdauer werden 
bis zu drei Verlängerungen eines bef risteten Arbeitsvertrages 
zugelassen. 

4. Folgeänderungen ergeben sich für die Insolvenzordnung, das 
Bürgerliche Gesetzbuch, das Arbeitsplatzschutzgesetz, das Be-
rufsbildungsgesetz und das Bundeserziehungsgeldgesetz. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Keine 
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E. Sonstige Kosten 

Durch die Neuregelung entstehen für die öffentlichen Haushalte 
und die Wirtschaft keine Kosten. 

Die Änderungen des Kündigungsrechts und die Erleichterungen 
beim Abschluß befristeter Arbeitsverträge werden zu zusätzlicher 
Beschäftigung führen. Durch mehr Beschäftigung sind eine Entla-
stung der Arbeitslosenversicherung, höhere Steuereinnahmen 
und höhere Beitragseinnahmen in der Sozialversicherung zu er-
warten, die allerdings nicht quantifiziert werden können. 

Durch die Neuregelung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
und die Änderung des Urlaubsrechts treten bei den Arbeitgebern 
bereits ohne Änderung der geltenden Tarifverträge Entlastungen 
in Höhe von rund 3,6 Mrd. DM ein. Demgegenüber entstehen 
Mindereinnahmen der Sozialversicherungsträger durch geringere 
Beiträge in Höhe von rund 1 Mrd. DM. Die zu erwartenden Mehr-
einnahmen der Sozialversicherungsträger durch zusätzliche Be-
schäftigung können nicht quantifiziert werden. 

Nennenswerte Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preis-
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sowie auf die 
Umwelt ergeben sich insgesamt nicht. 
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Entwurf eines arbeitsrechtlichen Gesetzes zur Förderung von Wachstum und 
Beschäftigung (Arbeitsrechtliches Beschäftigungsförderungsgesetz) 
Vom... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 

Das Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I 
S. 1317), zuletzt geändert durch Gesetz vom ... 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „soziale Ge-
sichtspunkte" durch die Wörter „die Dauer 
der Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter 
und die Unterhaltspflichten des Arbeitneh-
mers" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„In die soziale Auswahl nach Satz 1 sind 
Arbeitnehmer nicht einzubeziehen, deren 
Weiterbeschäftigung, insbesondere wegen 
ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistun-
gen oder zur Sicherung einer ausgewoge-
nen Personalstruktur des Bet riebes, im be-
rechtigten betrieblichen Interesse liegt. " 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 
angefügt: 

„ (4) Ist in Betrieben des privaten Rechts in ei-
ner Richtlinie nach § 95 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes festgelegt, wie die sozialen Ge-
sichtspunkte nach Absatz 3 Satz 1 im Verhältnis 
zueinander zu bewerten sind, so kann die Be-
wertung nur auf grobe Fehlerhaftigkeit über-
prüft werden. Das gleiche gilt in Bet rieben und 
Verwaltungen des öffentlichen Rechts, wenn 
die sozialen Gesichtspunkte in einer Richtlinie 
über die personelle Auswahl bei Kündigungen 
festgelegt sind. 

(5) Sind bei einer Kündigung auf Grund einer 
Betriebsänderung nach § 111 des Betriebsver-
fassungsgesetzes die Arbeitnehmer, denen ge-
kündigt werden soll, in einem Interessenaus-
gleich zwischen Arbeitgeber und Bet riebsrat 
namentlich bezeichnet, so wird vermutet, daß 
die Kündigung durch dringende betriebliche 
Erfordernisse im Sinne des Absatzes 2 bedingt 
ist. Die soziale Auswahl der Arbeitnehmer kann 
nur auf grobe Fehlerhaftigkeit überprüft wer-
den. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit sich 
die Sachlage nach Zustandekommen des Inter 

essenausgleichs wesentlich geändert hat. Der 
Interessenausgleich nach Satz 1 ersetzt die Stel-
lungnahme des Betriebsrats nach § 17 Abs. 3 
Satz 2." 

2. § 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Zahl „fünf" durch die Zahl 
„zehn" ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Feststellung der Zahl der beschäftig-
ten Arbeitnehmer nach Satz 2 sind teilzeitbe-
schäftigte Arbeitnehmer mit einer regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr 
als zehn Stunden mit 0,25, nicht mehr als 
20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stun-
den mit 0,75 zu berücksichtigen." 

c) Satz 4 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung des Bundesurlaubsgesetzes 

Das Bundesurlaubsgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 800-4, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom ... (BGBl. I S....), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 10 
Maßnahmen der medizinischen Vorsorge 

oder Rehabilitation 

(1) Der Arbeitgeber ist berechtigt, von je fünf Ta-
gen, an denen der Arbeitnehmer infolge einer 
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Re-
habilitation (§ 9 Abs.1 des Entgeltfortzahlungsge-
setzes) an seiner Arbeitsleistung verhindert ist, die 
ersten zwei Tage auf den Erholungsurlaub anzu-
rechnen. Die angerechneten Tage gelten als Ur-
laubstage; insoweit besteht kein Anspruch des Ar-
beitnehmers auf Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall. Satz 1 gilt nicht 

1. bei Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers nach 
§ 3 des Entgeltfortzahlungsgesetzes, 

2. für Maßnahmen, deren unmittelbarer Anschluß 
an eine Krankenhausbehandlung medizinisch 
notwendig ist (Anschlußrehabilitation); als un-
mittelbar gilt auch, wenn die Maßnahme inner-
halb von 14 Tagen beginnt, 
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3. für Vorsorgekuren für Mütter nach § 24 des  
Fünften Buches Sozialgesetzbuch sowie für  
Müttergenesungskuren nach § 41 des Fünften  
Buches Sozialgesetzbuch,  

4. für Kuren von Beschädigten nach § 11 Abs. 2  
des Bundesversorgungsgesetzes.  

(2) Durch die Anrechnung nach Absatz 1 dürfen  
der gesetzliche Jahresurlaub nach § 3 Abs. 1, § 19  
des Jugendarbeitsschutzgesetzes und §§ 53, 54  
des Seemannsgesetzes sowie der Zusatzurlaub  
nach § 47 des Schwerbehindertengesetzes nicht  
unterschritten werden.  

(3) Soweit eine Anrechnung auf den Erholungs-
urlaub nach Absatz 1 nicht oder nur teilweise  
möglich ist, weil der Arbeitnehmer den für die An-
rechnungsmöglichkeit des Arbeitgebers zur Verfü-
gung stehenden Urlaub ganz oder teilweise be-
reits erhalten hat, darf der Arbeitgeber eine An-
rechnung auf den Urlaub des nächsten Kalender-
jahres vornehmen. Die Absätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend."  

2. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

In Satz 1 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt;  
es werden folgende Wörter angefügt:  

„mit Ausnahme des zusätzlich für Überstunden  
gezahlten Arbeitsverdienstes."  

3. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt:  

„§ 15a  

Überleitungsvorschrift  

Befindet sich der Arbeitnehmer am ... (ein- setzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes) in 
 

einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder  
Rehabilitation, bleiben die bisherigen Vorschriften  
maßgebend."  

Artikel 3  

Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes  

Das Entgeltfortzahlungsgesetz vom 26. Mai 1994  
(BGBl. I S. 1014, 1065) wird wie folgt geändert:  

1. § 3 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt:  

„ (1) Wird ein Arbeitnehmer durch Arbeitsun-
fähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitslei-
stung verhindert, ohne daß ihn ein Verschulden  
trifft, so hat er Anspruch auf Entgeltfortzahlung  
im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber für die  
Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von  
sechs Wochen. "  

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt:  

„(3) Der Anspruch nach Absatz 1 entsteht  
nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer  
des Arbeitsverhältnisses."  

2. § 4 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt:  

„ (1) Die Höhe der Entgeltfortzahlung im  
Krankheitsfall für den in § 3 Abs. 1 bezeichne-
ten Zeitraum beträgt 80 vom Hundert des dem  
Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden  
regelmäßigen Arbeitszeit zustehenden Arbeits-
entgelts. "  

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1 a  
bis 1 c eingefügt:  

„ (1 a) Der Arbeitnehmer kann 'vom Arbeitge-
ber spätestens bis zum dritten Arbeitstag nach  
dem Ende der Arbeitsunfähigkeit verlangen,  
daß ihm von je fünf Tagen, an  denen der Ar-
beitnehmer infolge Krankheit an seiner Ar-
beitsleistung verhindert ist, der erste Tag auf  
den Erholungsurlaub angerechnet wird. Meh-
rere Zeiträume, in denen der Arbeitnehmer ar-
beitsunfähig erkrankt ist, werden zusammen-
gerechnet. Die angerechneten Tage gelten als  
Urlaubstage; insoweit besteht kein Anspruch  
des Arbeitnehmers nach § 3 Abs. 1 Satz 1. Die  
Höhe der Entgeltfortzahlung für die übrigen  
Tage bemißt sich nach dem Arbeitsentgelt,  
das dem Arbeitnehmer für die für ihn maß-
gebende regelmäßige Arbeitszeit zusteht. Ab

-satz 1 Satz 1 und 2 ist anzuwenden. § 9 des  

Bundesurlaubsgesetzes ist nicht anzuwenden.  

(1 b) Durch die Anrechnung nach Absatz 1 a  
dürfen der gesetzliche Jahresurlaub nach § 3  
des Bundesurlaubsgesetzes, § 19 des Jugendar-
beitsschutzgesetzes und §§ 53, 54 des See-
mannsgesetzes sowie der Zusatzurlaub nach  
§ 47 des Schwerbehindertengesetzes nicht un-
terschritten werden. 

(1 c) Absatz la Satz 1 gilt nicht für den Teil 
des Urlaubs, der aus betrieblichen Gründen für 
alle Arbeitnehmer oder für bestimmte Gruppen 
von Arbeitnehmern einheitlich festgelegt ist, 
und nicht, soweit der Urlaub üblicherweise 
durch arbeitsfreie Zeiträume als abgegolten 
gilt."  

3. Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt: 

„§ 4a 

Kürzung von Sondervergütungen 

Eine Vereinbarung über die Kürzung von Lei-
stungen, die der Arbeitgeber zusätzlich zum lau-
fenden Arbeitsentgelt erbringt (Sondervergütun-
gen), ist auch für Zeiten der Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit zulässig. Die Kürzung darf für 
jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit infolge Krank-
heit ein Viertel des Arbeitsentgelts, das im Jahres-
durchschnitt auf einen Arbeitstag entfällt, nicht 
überschreiten." 

4, In § 9 Abs. 1 Satz 1 und 2 wird jeweils nach der 
Angabe „ §§ 3, 4" die Angabe „ , 4 a" eingefügt. 
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5. Nach § 12 wird folgender § 13 angefügt: 

„ § 13 

Überleitungsvorschrift 

Ist der Arbeitnehmer am ... (einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes) durch Arbeitsunfä-
higkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung 
verhindert, bleiben die bisherigen Vorschriften 
maßgebend." 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über arbeitsrechtliche 
Vorschriften zur Beschäftigungsförderung 

Der Erste Abschnitt des Gesetzes über arbeits-
rechtliche Vorschriften zur Beschäftigungsförderung 
vom 26. April 1985 (BGBl. I S.710), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 1994 (BGBl. I 
S. 1786) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Erster Abschnitt 

Befristete Arbeitsverträge 

§1 

(1) Die Befristung eines Arbeitsvertrages ist bis zur 
Dauer von zwei Jahren zulässig. Bis zur Gesamt-
dauer von zwei Jahren ist auch die höchstens dreima-
lige Verlängerung eines befristeten Arbeitsvertrages 
zulässig. 

(2) Die Befristung des Arbeitsvertrages ist ohne die 
in Absatz 1 genannten Einschränkungen zulässig, 
wenn der Arbeitnehmer bei Beginn des bef risteten 
Arbeitsverhältnisses das 60. Lebensjahr vollendet hat. 

(3) Die Befristung nach den Absätzen 1 und 2 ist 
nicht zulässig, wenn zu einem vorhergehenden un-
befristeten Arbeitsvertrag oder zu einem vorher-
gehenden befristeten Arbeitsvertrag nach Absatz 1 
mit demselben Arbeitgeber ein enger sachlicher 
Zusammenhang besteht. Ein solcher enger sach-
licher Zusammenhang ist insbesondere anzunehmen, 
wenn zwischen den Arbeitsverträgen ein Zeitraum 
von weniger als vier Monaten liegt. 

(4) Die Zulässigkeit der Befristung des Arbeits-
vertrages aus anderen Gründen bleibt unberüh rt . 

(5) Will  der Arbeitnehmer geltend machen, daß die 
Befristung eines Arbeitsvertrages rechtsunwirksam 
ist, so muß er innerhalb von drei Wochen nach dem 
vereinbarten Ende des bef risteten Arbeitsvertrages 
Klage beim Arbeitsgericht auf Feststellung erheben, 
daß das Arbeitsverhältnis auf Grund der Bef ristung 
nicht beendet ist. § 5 des Kündigungsschutzgesetzes 
gilt entsprechend. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten bis zum 31. De-
zember 2000." 

Artikel 5 

Änderung der Insolvenzordnung 

§ 125 der Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 2866), die zuletzt durch Gesetz vom .. . 
(BGBl. I  S. . . .) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

§ 622 Abs. 5 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 400-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Gesetz vom ... (BGBl. I  S. . . .) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer sind teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer 
mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
von nicht mehr als zehn Stunden mit 0,25, nicht mehr 
als 20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden 
mit 0,75 zu berücksichtigen." 

Artikel 7 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

§ 2 Abs. 3 des Arbeitsplatzschutzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 1980 
(BGBl. I S. 425), das zuletzt durch Gesetz vom .. . 
(BGBl. I  S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten 
Arbeitnehmer nach Satz 2 sind teilzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmer mit einer regelmäßigen wöchent-
lichen Arbeitszeit von nicht mehr als zehn Stunden 
mit 0,25, nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und 
nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berück-
sichtigen. " 

2. Satz 4 wird aufgehoben. 

Artikel 8 

Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom ... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht, wenn sich der Auszubildende in-
nerhalb der letzten sechs Monate des Berufs-
ausbildungsverhältnisses dazu verpflichtet, nach 
dessen Beendigung mit dem Ausbildenden ein 
Arbeitsverhältnis einzugehen. " 

2. In § 10 Abs. 3 werden nach dem Wo rt  „vergüten" 
die Wörter „oder durch entsprechende Freizeit 
auszugleichen" eingefügt. 

3. § 77 wird aufgehoben. 
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Artikel 9 

Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

In § 21 Abs. 3 des Bundeserziehungsgeldgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (BGB1. I  S. 180), das zuletzt durch Gesetz 
vom ... (BGBl. I  S. . . .) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort  „bestimmbar" die Wörter „oder den 

Bonn, den 10. Mai 1996 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 

in den Absätzen 1 und 2 genannten Zwecken zu ent-
nehmen" eingefügt. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Wirtschaft und Gesellschaft stehen vor der Aufgabe, 
den Standort Deutschland für das 21. Jahrhundert 
vorzubereiten. Angesichts tiefgreifender Verände-
rungen im internationalen We ttbewerb und einer Ar-
beitslosigkeit, die mit über vier Millionen Arbeitslo-
sen ein inakzeptables Ausmaß erreicht hat, ist es not-
wendig, mehr Wachstumsdynamik zu ermöglichen, 
zusätzliche und attraktive Arbeitsplätze zu schaffen 
und die wirtschaftlichen Fundamente des Sozialstaa-
tes zu sichern. Die Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. sind entschlossen, hierzu mit leistungs- und 
beschäftigungsfreundlicheren Rahmenbedingungen 
ihren Beitrag zu leisten. Sie verbinden damit die Er-
wartung, daß die Tarifvertragsparteien die hieraus 
entstehenden Freiräume für ein am Vorrang für Be-
schäftigung orientiertes Verhalten nutzen. 

Entsprechend dem „Programm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung" hat der Gesetzentwurf das Ziel, 
die notwendigen arbeitsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen für die Entlastung der Unternehmen von be-
schäftigungsfeindlich hohen Lohnzusatzkosten und 
für mehr Flexibilität der Beschäftigung zu schaffen. 
Dazu sind vorgesehen 

- Änderungen des Kündigungsrechts, 

- Begrenzung der Entgeltfortzahlung und 

- Erleichterungen beim Abschluß befristeter Ar-
beitsverträge. 

I. Änderungen des Kündigungsrechts 
(Artikel 1, 5, 6 und 7) 

Das derzeitige System des gesetzlichen Kündigungs-
schutzes hat sich in seinen Grundzügen bewäh rt; es 
berücksichtigt ausgewogen Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberinteressen. Für den Arbeitnehmer, der auf 
seine Arbeit für sich und seine Familie existentiell 
angewiesen ist, ist ein gesetzlicher Kündigungs-
schutz unverzichtbar, auch als Voraussetzung dafür, 
ihm zustehende arbeitsrechtliche Ansprüche ohne 
Furcht vor betrieblichen Sanktionen geltend machen 
zu können. 

Der Kündigungsschutz ist aber nicht nur ein wichti-
ger Bestandteil des Arbeitnehmerschutzes, sondern 
dadurch, daß er die Freiheit des Arbeitgebers zu 
kündigen, auf sachlich gerechtfertigte Gründe be-
schränkt, ein wichtiger arbeitsrechtlicher Beitrag zur 
Lösung arbeitsmarktpolitischer Probleme. Der Kün-
digungsschutz orientiert die Unternehmen darauf, 
wirtschaftlich notwendige Anpassungen der Be-
schäftigung in erster Linie durch interne Flexibilität, 
z. B. flexible Arbeitszeitregelungen, berufliche Wei-
terbildung, innerbetriebliche Versetzung, und nicht 
durch einen ständigen Wechsel zwischen Entlassun-
gen und Neueinstellungen vorzunehmen. Dies hat, 

wie die Praxis erfolgreich expandierender Unterneh-
men insbesondere auch im Dienstleistungsbereich 
zeigt, ökonomische Effizienzvorteile, weil Fluktua-
tionskosten, die bei Neueinstellungen, Einarbeitun-
gen und Entlassungen entstehen, vermieden werden. 
Die kurzfristige Verfügbarkeit eines möglichst breit 
qualifizierten, flexibel einsetzbaren Arbeitskräfte-
reservoirs hat bei den sich zur Zeit schnell ändernden 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, sich wan-
delnden Absatzmärkten und einem hohen techni-
schen Innovationsdenken große Bedeutung. Auch 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung erkennt an: „Dem 
Kündigungsschutz lassen sich auch effizienzsteigern-
de Wirkungen zurechnen. Sie beruhen vor allem dar-
auf, daß es leistungsfördernd wirkt, wenn sich die 
Arbeitnehmer vor willkürlichen Kündigungen ge-
schützt sehen." (Jahresgutachten 1989/1990, Text-
ziffer 371). 

Andererseits ist nicht zu verkennen, daß sich insbe-
sondere für kleinere Unternehmen Schwierigkeiten 
bei der Anwendung des komplizierten, teilweise un-
übersichtlichen und ohne juristischen Rat von Fach-
leuten schwer handhabbaren Kündigungsrechts er-
geben. In diesem Bereich wirken sich die Erhöhung 
der Beschäftigungskosten durch Kündigungsfristen, 
Abfindungszahlungen, Weiterbeschäftigungs- und 
Gerichtskosten negativ auf die Einstellungsbereit-
schaft der Unternehmen aus. Hierzu trägt auch die 
lange Dauer der Verfahren vor den Arbeitsgerichten 
bei, in denen über die Wirksamkeit von Kündigun-
gen entschieden wird. Für den einzelnen Arbeitge-
ber stellt es ein erhebliches Kostenrisiko dar, wenn er 
unter Umständen erst nach einem langen gerichtli-
chen Verfahren zur Nachzahlung des Arbeitsentgelts 
an den gekündigten und inzwischen aus dem Bet rieb 
ausgeschiedenen Arbeitnehmer verpflichtet ist. 
Diese Faktoren wirken für die Inhaber kleinerer Be-
triebe als psychologische Barriere für Neueinstellun-
gen. Bei zusätzlichem Arbeitskräftebedarf werden 
sie sich deshalb teilweise eher für die Anordnung 
von Überstunden entscheiden. 

Wenn damit auch keine Notwendigkeit für eine 
grundsätzliche Änderung des gesetzlichen Kündi-
gungsschutzes besteht und Beschäftigungsförderung 
vor allem über die weitere Erleichterung bef risteter 
Arbeitsverträge erreicht werden soll, so ist das prakti-
sche Bedürfnis zu bejahen, im Kündigungsschutz-
recht im Interesse größerer Rechtssicherheit der Be-
teiligten und vor allem auch im Interesse kleinerer 
Betriebe Änderungen vorzunehmen. 

Im einzelnen ist folgendes vorgesehen: 

1. Im Interesse der besseren Berechenbarkeit der 
Kündigung für den Arbeitgeber wird die bei 
betriebsbedingten Kündigungen vorzunehmende 
Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 des Kündigungs- 
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schutzgesetzes auf die sozialen Grunddaten Be-
triebszugehörigkeit, Lebensalter und Unterhalts-
pflichten des Arbeitnehmers begrenzt. Die be-
trieblichen Notwendigkeiten erhalten gegenüber 
der Sozialauswahl größeres Gewicht. Es wird 
deutlicher als bisher geregelt, daß die Auswahl 
nach sozialen Gesichtspunkten bei den Arbeitneh-
mern entfällt, deren Weiterbeschäftigung im be-
rechtigten betrieblichen Interesse liegt. Dabei wer-
den als Fälle des berechtigten bet rieblichen Inter-
esses die Weiterbeschäftigung eines Arbeitneh-
mers wegen seiner Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Leistungen sowie zur Sicherung einer ausgewoge-
nen Personalstruktur im Bet rieb hervorgehoben. 

2. Sind in einer Richtlinie nach § 95 des Betriebsver-
fassungsgesetzes oder in einer entsprechenden Re-
gelung für Bet riebe und Verwaltungen des öffentli-
chen Rechts die Auswahlkriterien Dauer der Be-
triebszugehörigkeit, Lebensalter und Unterhalts-
verpflichtungen des Arbeitnehmers im Verhältnis 
zueinander gewichtet, so soll eine Überprüfung 
durch die Gerichte soll nur auf grobe Fehlerhaftig-
keit zulässig sein. Die darin liegende bessere Be-
rechenbarkeit der Zulässigkeit einer Kündigung 
soll künftig Vorrang vor der Einzelfallbeurteilung 
haben. Die Rechtsprechung billigt gegenwärtig 
schematischen Gewichtungen zur Ermittlung der 
sozial schutzwürdigsten Arbeitnehmer, z. B. in 
Form von Punktetabellen, nur die Funktion einer 
Vorauswahl zu und nimmt eine abschließende 
Überprüfung der Auswahl in jedem Einzelfall vor. 

3. Liegt eine Betriebsänderung nach § 111 des Be-
triebsverfassungsgesetzes vor und sind die Arbeit-
nehmer, denen gekündigt werden soll, in einem 
Interessenausgleich zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat namentlich bezeichnet, wird künftig 
gesetzlich vermutet, daß die Kündigung durch 
dringende betriebliche Erfordernisse bedingt ist, 
die einer Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers 
in diesem Betrieb entgegenstehen. Die soziale 
Auswahl des Arbeitnehmers soll in diesem Fall 
nur darauf überprüft werden können, ob die Aus-
wahl der im Interessenausgleich genannten zu 
entlassenden Arbeitnehmer grob fehlerhaft ist, 
wenn also die Gewichtung der Betriebszugehörig-
keit, des Lebensalters und der Unterhaltspflichten 
der Arbeitnehmer jede Ausgewogenheit vermis-
sen läßt. Die vorgesehene Regelung entspricht in-
haltlich der Regelung des § 125 der 1999 in Kraft 
tretenden neuen Insolvenzordnung; diese Vor-
schrift der Insolvenzordnung soll deshalb aufge-
hoben werden. 

4. Der Schwellenwert, bis zu dem Bet riebe nicht in 
den Geltungsbereich des Gesetzes fallen, wird von 
fünf auf zehn Arbeitnehmer heraufgesetzt. Bei der 
Neuregelung wird berücksichtigt, daß sich der jet-
zige Schwellenwert insbesondere in Handwerks-
betrieben, die einen wesentlichen Teil der Klein-
betriebe ausmachen, einstellungshemmend aus-
wirkt. Zwar hat sich die durchschnittliche Anzahl 
der Beschäftigten (einschließlich der Betriebsinha-
ber) in Handwerksbetrieben von 3,5 Personen im 
Jahr des Inkrafttretens des Kündigungsschutzge-
setzes (1951) auf 11 Personen im Jahr 1995 erhöht. 

Diese Entwicklung wird jedoch durch relativ weni-
ge große Unternehmen vor allem im Bereich der 
Gebäudereinigung und der Nahrungsmittelher-
stellung (Fleischereien, Bäckereien) verursacht. 
Mindestens die Hälfte der Handwerksbetriebe hat 
auch gegenwärtig weniger als fünf Beschäftigte. 

Auch bei der vorgesehenen Heraufsetzung des 
Schwellenwertes auf zehn Arbeitnehmer bleibt 
der Charakter des Kleinbetriebes gewahrt, in dem 
der Betriebsinhaber noch so eng mit seinen Mit-
arbeitern zusammenarbeitet, daß im Interesse des 
Betriebsfriedens und der Funktionsfähigkeit des 
Betriebes notwendige Entlassungen erleichtert 
möglich sein sollen. Gerade die Inhaber kleiner 
Betriebe haben Schwierigkeiten bei der Anwen-
dung des komplizierten Kündigungsrechts, so daß 
sie teilweise schon aus diesem Grund von Einstel-
lungen Abstand nehmen. Diese Betriebe werden 
zudem durch langwierige Kündigungsschutzver-
fahren oder zur Abwendung dieser Verfahren ge-
leistete Abfindungen wirtschaftlich erheblich 
mehr belastet als größere Bet riebe. Sie können 
vielfach aus finanziellen Gründen - anders als 
größere Betriebe z. B. über Sozialpläne - keine 
Abfindungen zur Vermeidung von Kündigungs-
schutzprozessen anbieten. Schließlich ist zu be-
rücksichtigen, daß kleine Bet riebe häufig kaum 
Reserven bilden können und deshalb Schwankun-
gen der Auftragslage durch personalwirtschaftli-
che Flexiblität ausgleichen müssen. 

Ein wesentlicher Grund für die Heraufsetzung des 
Schwellenwertes ist aber auch, daß - wie die Ent-
wicklung der letzten Jahre zeigt - neue Arbeits-
plätze vor allem in kleinen und mittleren Unterneh-
men, insbesondere im Handwerks- und Dienstlei-
stungsbereich, zu erwarten sind. Daher erscheint es 
hier besonders dringend, einstellungshemmende 
Vorschriften zu überprüfen und sozial ausgewoge-
ne Änderungen vorzunehmen, die sowohl die Inter-
essen der Arbeitsplatzbesitzer als auch die der Ar-
beitsuchenden berücksichtigen. Damit wird dem 
Sozialstaatsprinzip entsprochen, das die Verwirk-
lichung einer sozial gerechten Ordnung für alle ge-
bietet, also auch zur Sorge für diejenigen verpflich-
tet, die keinen Arbeitsplatz haben. 

Bei den kleineren Unternehmen handelt e s. sich 
zudem vielfach um Unternehmen in der Existenz-
gründungsphase, die zu zusätzlichen Einstellungen 
ermutigt werden und von tatsächlich und psycho-
logisch einstellungshemmenden Vorschriften nicht 
zu sehr eingeschränkt sein sollen. Da die durch-
schnittliche Arbeitnehmerzahl in neu gegründe-
ten Betrieben bei 5,3 Arbeitnehmern liegt und in 
den ersten sieben Jahren nach der Gründung auf 
11,8 Arbeitnehmern ansteigt, erscheint auch aus 
diesem Grund eine Heraufsetzung des Schwellen-
wertes auf zehn Arbeitnehmer gerechtfertigt. 

Es kann davon ausgegegangen werden, daß ein 
Teil der Betriebe, die jetzt unterhalb des vorgese-
henen höheren Schwellenwertes von zehn Arbeit-
nehmern liegen - dies bet rifft insbesondere Hand-
werksbetriebe -, bei Anhebung des Schwellen-
wertes neue Einstellungen vornehmen wird. Wenn 
jeder der Betriebe, die gegenwärtig zwischen fünf 
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und neun Arbeitnehmer beschäftigen, zusätzlich 
nur einen Arbeitnehmer einstellt, ergibt dies eine 
halbe Million von möglichen Neueinstellungen. 

5. Bei der Feststellung der für den Schwellenwert 
maßgebenden Arbeitnehmerzahl werden nach 
bisher geltendem Recht die Teilzeitbeschäftigten 
nicht berücksichtigt, deren regelmäßige Arbeits-
zeit wöchentlich 10 oder monatlich 45 Stunden 
nicht übersteigt. Dies hat einerseits dazu geführt, 
daß das Entstehen von Arbeitsverhältnissen außer-
halb des Sozialversicherungsschutzes gefördert 
wurde. Andererseits eröffnet die bisherige Rege-
lung die Möglichkeit des Mißbrauchs, indem zu-
sätzlich zu wenigen Vollzeit- oder sozialversiche-
rungspflichtigen Teilzeitarbeitskräften eine unbe-
grenzte Anzahl geringfügig Beschäftigter einge-
stellt werden kann, ohne daß ein solcher Bet rieb, 
der den Charakter eines Kleinbetriebes verloren 
hat, unter das Kündigungsschutzgesetz fällt. So 
hat das Bundesverfassungsgericht auf Vorlage des 
Arbeitsgerichts Bremen zu überprüfen, ob der für 
den Ausschluß der Kleinbetriebe gegebene sach-
liche Grund auch dann vorliegt, wenn ein Reini-
gungsunternehmen mit fünf Voll- oder sozialversi-
cherungsspflichtigen Teilzeitkräften 45 geringfü-
gig Tätige beschäftigt. 

Nach der vorgesehenen Regelung sollen Teilzeit-
beschäftigte entsprechend der Dauer ihrer Arbeits-
zeit anteilig berücksichtigt werden. Damit wird, 
unabhängig von der Verteilung der Arbeitszeit - 
als Vollarbeitszeit oder Teilarbeitszeit -, auf das 
Gesamtarbeitsvolumen des Betriebes abgestellt 
und die jetzige wettbewerbsverzerrende Ungleich-
behandlung der Betriebe beseitigt. Das wird die 
zusätzliche Einstellung von Teilzeitbeschäftigten 
fördern und künftig ausschließen, daß Arbeitgeber 
geringfügig Beschäftigte in unbegrenztem Umfang 
einstellen können, ohne vom Geltungsbereich des 
Kündigungsschutzgesetzes erfaßt zu werden. 

Die Neuregelung stellt nicht auf die für den ein-
zelnen Betrieb jeweils geltende Vollarbeitszeit ab, 
sondern schreibt im Interesse einer praktikablen 
Handhabung die Prozentsätze für die Berücksich-
tigung der Teilzeitbeschäftigung pauschal vor. 

6. Im Zusammenhang mit der Neuregelung der 
Berücksichtigung der Teilzeitbeschäftigten beim 
Schwellenwert im Kündigungsschutzgesetz sollen 
auch die entsprechenden Regelungen in § 2 Abs. 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes und in § 622 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs geändert werden. 

7. Es wird zu prüfen sein, welche Konsequenzen aus 
der im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehenen 
anteiligen Berücksichtigung der Teilzeitbeschäf-
tigten beim Schwellenwert im Kündigungsrecht 
sich für die Schwellenwerte im Bereich des Ar-
beitsschutzrechts, insbesondere bei der Dokumen-
tationspflicht der Betriebe, ergeben. 

II. Begrenzung der Entgeltfortzahlung 
(Artikel 2 und 3) 

Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist eine der 
wichtigsten sozialen Leistungen, die der Arbeitgeber 

aufgrund gesetzlicher Bestimmungen zu erbringen 
hat. Jeder Arbeitnehmer, der infolge Krankheit ar-
beitsunfähig wird, hat bisher Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung in Höhe von 100 % vom ersten Krank-
heitstage an bis zur Höchstdauer von sechs Wochen. 
Die gesetzliche Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall  ist damit ein Eckpfeiler unserer sozialen Sicher-
heit. 

Auf der andereren Seite ist aber der Krankenstand in 
Deutschland mit 5,1 % (1995) im internationalen Ver-
gleich zu hoch. Nach einer Untersuchung der 
Betriebskrankenkassen betragen die durchschnitt-
lichen Fehlzeiten wegen Krankheit im Kalenderjahr 
bereits drei Wochen. Im Jahr 1995 hat die Entgeltfort-
zahlung die Arbeitgeber mit ca. 55 Mrd. DM bela-
stet. Die Entgeltfortzahlung ist damit ein wesent-
licher Bestandteil der stark gestiegenen Lohnzu-
satzkosten. Die Sicherung des Industriestandorts 
Deutschland und die Verantwortung für die Siche-
rung der Arbeitsplätze erfordern eine Begrenzung 
der Kostenbelastung der deutschen Wi rtschaft. Dar-
über besteht heute allgemeiner Konsens. Angesichts 
dieser Situation ist eine Begrenzung der Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall vertretbar, insbesondere, 
wenn sie kombiniert ist mit der Möglichkeit der alter-
nativen Urlaubsanrechnung. In der Sozialversiche-
rung werden Zeiten der Nichtarbeit generell finan-
ziell niedriger bewertet als Zeiten der Arbeit. Dieser 
Gedanke kann auch auf die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall übertragen werden. 

Zudem erfordert die hohe Belastung der Arbeitgeber 
mit Kosten der Entgeltfortzahlung ein verstärktes Be-
mühen, mißbräuchliches Ausnutzen der Entgeltfort-
zahlung zu bekämpfen. Zahlreiche Maßnahmen zur 
Mißbrauchsbekämpfung sind bereits mit der Ver-
schärfung der Anzeige- und Nachweispflichten im 
Entgeltfortzahlungsgesetz am 1. Juni 1994 und mit 
den ergänzenden Kontrollmöglichkeiten durch Kran-
kenkassen und Medizinischen Dienst im Fünften 
Buch des Sozialgesetzbuches am 1. Januar 1995 in 
Kraft getreten. Auch die Beschränkung der Entgelt-
fortzahlung auf 80 % und die Einführung einer War-
tezeit können einer mißbräuchlichen Inanspruch-
nahme der Entgeltfortzahlung entgegenwirken und 
damit zu einer Senkung der Fehlzeiten führen. Durch 
diese Selbstbeteiligung der Arbeitnehmer wird die 
notwendige Existenzsicherung im Krankheitsfall 
nicht beeinträchtigt. 

Im einzelnen ist folgendes vorgesehen: 

1. Durch eine Änderung des Entgeltfortzahlungs-
gesetzes wird festgelegt, daß die Berechnung des 
im Krankheitsfall fortzuzahlenden Arbeitsentgelts 
künftig auf der Grundlage von 80 % vorgenommen 
wird. Dem Arbeitnehmer wird die Möglichkeit ge-
geben, die durch die Absenkung entstehenden 
finanziellen Einbußen zu vermeiden, indem er sich 
von je fünf Tagen, an denen er arbeitsunfähig 
erkrankt ist, einen Tag auf den Erholungsurlaub 
anrechnen läßt. Den Tarifvertragsparteien wird 
durch die gesetzliche Neuregelung ein Freiraum 
eröffnet, das angestrebte Ziel der Kostenent-
lastung der Unternehmen eigenverantwortlich zu 
erreichen. 
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2. Durch eine Ergänzung des Entgeltfortzahlungs-
gesetzes wird eine Wartezeit von vier Wochen bei 
neu begründeten Arbeitsverhältnissen eingeführt. 
Auch hierdurch wird eine Kostenentlastung der 
Arbeitgeber erreicht. Zudem wird das Prinzip von 
Leistung und Gegenleistung stärker betont; denn 
es erscheint unbillig, dem Arbeitgeber die Kosten 
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall aufzu-
bürden, wenn ein gerade erst eingestellter Arbeit-
nehmer krankheitsbedingt ausfällt. Während der 
Wartezeit erhält der erkrankte Arbeitnehmer 
Krankengeld. 

3. Durch eine weitere Ergänzung des Entgeltfortzah-
lungsgesetzes wird eine eindeutige Grundlage für 
Vereinbarungen - auch, soweit sie ihre Rechts-
grundlage in einer betrieblichen Übung oder Ge-
samtzusage haben - geschaffen, nach denen eine 
zu zahlende Sondervergütung auch aufgrund 
krankheitsbedingter Fehlzeiten gekürzt werden 
kann. Eine gesetzliche Regelung über die Kür-
zung von Sondervergütungen für Zeiten der Ar-
beitsunfähigkeit infolge Krankheit gibt es bisher 
nicht. Die Rechtsprechung hat diese Frage im Lau-
fe der Jahre unterschiedlich beurteilt. 

4. Für jede Woche, in der ein Arbeitnehmer mit einer 
5-Tage-Woche an einer Maßnahme der medizini-
schen Vorsorge oder Rehabilitation teilnimmt, 
können zwei Tage auf den Anspruch auf Er-
holungsurlaub angerechnet werden. Von der An-
rechnung ausgenommen werden Fälle der Ar-
beitsunfähigkeit infolge Krankheit, der Anschluß

-

rehabilitation, der Müttergenesungskuren, der 
Vorsorgekuren für Mütter und der Kuren von Be-
schädigten nach dem Bundesversorgungsgesetz. 
Durch die Anrechnung auf den Erholungsurlaub 
werden der gesetzliche Mindesturlaub und der 
Zusatzurlaub der Schwerbehinderten nicht ein-
geschränkt. 

Die Neuregelung dient als Flankierung der Bestre-
bungen. in der Sozialversicherung, den Umfang 
der Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder 
Rehabilitation auf ein vertretbares Maß zu redu-
zieren. Durch das Anrechnen von Urlaubstagen 
wird eine stärkere Selbstbeteiligung des Arbeit-
nehmers bei der Inanspruchnahme dieser Maß-
nahmen erreicht. Eine solche Anrechnung ist in 
Anbetracht der durchschnittlichen Dauer des jähr-
lichen Erholungsurlaubs vertretbar. Der Urlaubs-
anspruch eines Arbeitnehmers ist in den vergan-
genen Jahren erheblich angestiegen. Er betrug im 
Jahr 1973 durchschnittlich 21 Tage; zur Zeit be-
trägt er in den alten Bundesländern durchschnitt-
lich 29,5 und in den neuen Bundesländern durch-
schnittlich 27,5 Arbeitstage. Durch den Einsatz 
von Urlaubstagen wird zudem das Bewußtsein des 
Arbeitnehmers für die Kostenträchtigkeit von 
Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Re-
habilitation gestärkt. 

5. Durch eine Änderung des Bundesurlaubsgesetzes 
wird festgelegt, daß bei der Berechnung des wäh-
rend des Urlaubs zu zahlenden Arbeitsentgelts 
Überstundenvergütungen nicht mehr berücksich-
tigt werden. Durch diese Maßnahme wird eine 
deutliche Reduzierung der Kostenbelastung der 

Arbeitgeber erreicht; bisher ist die Berechnung 
des Urlaubsentgelts auf der Grundlage des durch-
schnittlichen Arbeitsverdienstes des Arbeitneh-
mers in den letzten 13 Wochen vor dem Beginn 
des Urlaubs einschließlich der Überstundenvergü-
tung erfolgt. 

III. Erleichterungen beim Abschluß 
befristeter Arbeitsverträge (Artikel 4, 8 und 9) 

Das Gesetz über arbeitsrechtliche Vorschriften zur 
Beschäftigungsförderung ist als Artikel 1 des Be-
schäftigungsförderungsgesetzes 1985 erlassen wor-
den. Die in § 1 des Gesetzes über arbeitsrechtliche 
Vorschriften zur Beschäftigungsförderung geregelten 
Erleichterungen beim Abschluß bef risteter Arbeits-
verträge, die ursprünglich bis zum 1. Januar 1990 be-
fristet waren, sind durch das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz 1990 bis zum 31. Dezember 1995 und 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz 1994 bis 
zum 31. Dezember 2000 verlängert worden. Den Ver-
längerungen lagen die Ergebnisse wissenschaftlicher 
Untersuchungen aus den Jahren 1987/1988 (Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung und Infra-
test Sozialforschung München) und 1992/1993 (Infra-
test Sozialforschung München) zugrunde, daß sich 
befristete Arbeitsverträge nach dem Beschäftigungs-
förderungsgesetz als wirksame Instrumente zur För-
derung von Neueinstellungen erwiesen haben. Die 
Untersuchungsergebnisse lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen: 

1. Befristete Arbeitsverträge nach dem Beschäfti-
gungsförderungsgesetz haben sich als Brücke zu 
Dauerarbeitsverhältnissen bewährt: Die Übernah-
mequote der nach dem Beschäftigungsförderungs-
gesetz zunächst befristet Eingesteiften beträgt 
50 %. Hierin spiegelt sich u. a. wider, daß die Ar-
beitsverhältnisse der Arbeitnehmer, die auf der 
Grundlage des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
befristet eingestellt wurden, in ihrer Struktur deut-
lich weniger von den Arbeitsverhältnissen unbe-
fristet eingestellter Arbeitnehmer abweichen, als 
dies bei den herkömmlichen Befristungen mit 
ihrer deutlich geringeren Übernahmequote der 
Fall ist. 

2. Die Arbeitgeber haben von den durch das Be-
schäftigungsförderungsgesetz geschaffenen Er-
leichterungen beim Abschluß bef risteter Arbeits-
verträge verantwortungsbewußt Gebrauch ge-
macht. Die Erleichterungen beim Abschluß befri-
steter Arbeitsverträge haben nicht zu einem Ersatz 
unbefristeter Neueinstellungen durch bef ristete 
Arbeitsverträge geführt, wie dies ursprünglich be-
fürchtet worden war. Die Befristungsquote ist seit 
1985 nahezu konstant geblieben. 

3. Durch die Befristungsmöglichkeiten nach dem 
Beschäftigungsförderungsgesetz sind Beschäfti-
gungszuwächse geschaffen worden. Direkte Zu-
satzbeschäftigungseffekte haben sich daraus erge-
ben, daß die Betriebe bef ristete Neueinstellungen 
vorgenommen haben, die sonst wegen des Feh-
lens eines sachlichen Grundes für die Bef ristung 
des Arbeitsvertrages nicht zulässig gewesen wä- 
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ren. Nach der genannten Untersuchung von Infra-
test Sozialforschung betrug die Anzahl der zusätz-
lich geschaffenen Dauerarbeitsplätze in der Privat-
wirtschaft - trotz der beim Abschluß bef risteter 
Arbeitsverträge nach dem Beschäftigungsförde-
rungsgesetz zu beachtenden (einschränkenden) 
Voraussetzungen - im Jahr 1992 zwischen 20 000 
und 45 000. Darüber hinaus entstanden indirekte 
Beschäftigungseffekte dadurch, daß die Bet riebe 
aufgrund der durch das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz gesicherten Rechtsgrundlage (ein be-
sonderer sachlicher Grund für die Bef ristung muß 
nicht vorliegen) Einstellungen vorgenommen ha-
ben, die sie sonst wegen dieser Rechtsunsicherheit 
unterlassen hätten. Dies betraf im Jahr 1992 zwi-
schen 130 000 und 260 000 Neueinstellungen in 
der Privatwirtschaft (15 % bis 30 % aller bef risteten 
Neueinstellungen in privatwirtschaftlichen Be-
trieben ab fünf Beschäftigte). 

4. Befristete Arbeitsverträge nach dem Beschäfti-
gungsförderungsgesetz haben sich nicht nachtei-
lig auf die Arbeitsbedingungen und das berufliche 
Fortkommen der Arbeitnehmer ausgewirkt. Die 
befristet beschäftigten Arbeitnehmer haben in ih-
rer großen Mehrheit nicht den Eindruck, daß sie 
infolge ihres befristeten Arbeitsverhältnisses ge-
genüber ihren unbefristet beschäftigten Kollegen 
im Erwerbsleben benachteiligt sind. 

Im Verhältnis zu den früheren Jahren ist die Beschäf-
tigungssituation noch schwieriger geworden. Den 
Arbeitgebern müssen daher weiterhin Instrumente 
an die Hand gegeben werden, auch in Fällen einer 
ungesicherten Auftragslage oder bei nur vorüberge-
henden Aufträgen Einstellungen vorzunehmen. Als 
Ersatz für die immer noch in zu großem Ausmaß ge-
leisteten Überstunden bietet sich hier der Abschluß 
befristeter Arbeitsverträge an. Die Arbeitgeber sind 
vom Risiko entlastet, daß sie im Fall ausbleibender 
Anschlußaufträge bei unbef risteten Arbeitsverhält-
nissen Kündigungen unter Einhaltung von Kündi-
gungsfristen und unter Beachtung des gesetzlichen 
Kündigungsschutzes aussprechen müssen. Die Nut-
zung des befristeten Arbeitsvertrages, insbesondere 
als beschäftigungswirksame Alternative zur Leistung 
von Überstunden und auch als Einstieg in eine unbe-
fristete Beschäftigung, ist heute Konsens aller betei-
ligten Gruppen geworden. 

Grundsätzlich muß es dabei bleiben, daß der unbefri-
stete Arbeitsvertrag der sozialpolitisch erwünschte 
Normalfall ist und nicht durch bef ristete Verträge er-
setzt wird. Dies liegt nicht nur im Interesse der 
Arbeitnehmer an kündigungsrechtlich geschützten 
Dauerarbeitsverhältnissen, sondern auch im Inter-
esse der Arbeitgeber an eingearbeiteten Mitarbei-
tern, die sich voll für die bet rieblichen Belange ein-
setzen. Deshalb bedürfen einerseits die Erleichterun-
gen der Befristung einer sozialverträglichen Ausge-
staltung, andererseits aber auch weiterhin einer Be-
grenzung ihrer Geltungsdauer auf die gegenwärtige 
und voraussichtlich in den nächsten Jahren schwie-
rig bleibende Arbeitsmarktsituation. 

Es werden folgende, überwiegend bis Ende des Jah-
res 2000 befristete, Neuregelungen vorgesehen: 

1. Die gegenwärtig unterschiedliche Dauer zulässi-
ger Befristungen nach dem Beschäftigungsförde-
rungsgesetz von 18 Monaten und von zwei Jahren 
in neu gegründeten Bet rieben mit bis zu 20 Arbeit-
nehmern wird auf zwei Jahre vereinheitlicht. Dar-
in liegt das Angebot an die Arbeitgeber, die Befri-
stungsmöglichkeit zu Neueinstellungen zu nutzen 
und auf Überstunden zu verzichten. Bei längerer 
Befristungsdauer verbessert sich das Verhältnis 
zwischen Einarbeitungszeit und produktivem Ein-
satz. Dies hat insbesondere Bedeutung, wenn der 
Arbeitgeber vor der Alternative steht, die bei ihm 
eingearbeiteten Mitarbeiter zu Überstunden her-
anzuziehen oder befristete Einstellungen vorzu-
nehmen und dabei für eine gewisse Zeit Einarbei-
tungsschwierigkeiten der neuen Arbeitnehmer in 
Kauf zu nehmen. 

2. Nach geltendem Recht ist für die bef ristete Über-
nahme von Auszubildenden Voraussetzung, daß 
kein Dauerarbeitsplatz im Bet rieb vorhanden ist. 
Hierauf soll künftig verzichtet werden. Die gelten-
de Regelung hat einerseits dazu geführt, daß we-
gen der Abgrenzungsschwierigkeiten von ihr 
kaum Gebrauch gemacht wurde. Zum anderen ist 
gerade Auszubildenden die Möglichkeit zu geben, 
praktische Erfahrungen im Rahmen eines Arbeits-
verhältnisses im Bet rieb zu sammeln. Selbst wenn 
dies nur befristet erfolgt, wird damit die Chance 
der Berufsanfänger verbessert, entweder im Be-
trieb im Anschluß an die Befristung bei verbesser-
ter Auftragslage in ein Dauerarbeitsverhältnis 
übernommen zu werden oder auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt eine neue Stelle zu finden. Dem-
entsprechend werden auch die Regelungen im Be-
rufsbildungsgesetz geändert, die die bef ristete 
Übernahme von Auszubildenden in ein Arbeits-
verhältnis einschränken. Mit den Änderungen 
wird gesetzlich nachvollzogen, was z. B. die Tarif-
vertragsparteien in der Metallindustrie und Che-
mieindustrie in den Tarifverträgen zur Beschäfti-
gungsicherung bereits vereinbart haben (Ver-
pflichtung des Arbeitgebers zur Übernahme des 
Auszubildenden für mindestens sechs Monate). 

3. Bis zur Höchstdauer von zwei Jahren soll auch eine 
höchstens dreimalige Verlängerung zugelassen 
werden. Die Betriebe haben damit die Möglichkeit, 
in Fällen ungesicherter Auftragslage, anstatt Über-
stunden anzuordnen, zunächst nur eine kürzere 
Befristung vorzusehen und diese dann zu verlän-
gern. Allen Beteiligten, insbesondere auch den be-
troffenen Arbeitnehmern, ist es bei der gegenwär-
tigen schwierigen Beschäftigungslage zunehmend 
schwerer verständlich zu machen, daß nach einer 
ausgelaufenen Bef ristung eine Anschlußbefristung 
auch dann ausgeschlossen ist, wenn sie der Arbeit-
nehmer wegen sonst drohender Arbeitslosigkeit 
selbst wünscht. Die Gefahr, daß Kettenarbeitsver-
träge an die Stelle unbefristeter Arbeitsverträge 
treten, wird dadurch ausgeschlossen, daß die 
Höchstdauer der Befristung auf zwei Jahre be-
grenzt wird und in diesem Rahmen höchstens drei 
Verlängerungen zugelassen werden. 

4. Hat der Arbeitnehmer bei Beginn des bef risteten 
Arbeitsverhältnisses das 60. Lebensjahr vollendet, 
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soll die Begrenzung auf drei Verlängerungen und 
auf zwei Jahre entfallen. Arbeitnehmer in diesem 
Alter haben gegenwärtig geringe Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt. Gerade für sie ist daher die 
Möglichkeit, auch über zwei Jahre hinaus bis zur 
Inanspruchnahme der Altersrente befristet be-
schäftigt zu werden, vorteilhafter als arbeitslos zu 
sein oder eine Rente mit Abschlag zu beziehen. 
Dies gilt auch im Rahmen einer befristeten Teil-
zeittätigkeit. Insoweit ist die vorgesehene Erleich-
terung der Befristung Teil des Konzepts zur Förde-
rung des gleitenden Übergangs älterer Arbeitneh-
mer in den Ruhestand. 

5. Die Betriebe sind bei ihren Planungen auf mög-
lichst schnelle Klarheit darüber angewiesen, ob 
die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses wirk-
sam ist. Dementsprechend schreibt § 4 des Kündi-
gungsschutzgesetzes vor, daß der Arbeitnehmer 
die Unwirksamkeit einer Kündigung innerhalb von 
drei Wochen beim Arbeitsgericht geltend machen 
muß. Eine solche Frist gilt nicht, wenn der Arbeit-
nehmer die Unwirksamkeit einer Befristungsabre-
de geltend machen wi ll , obwohl es hier ebenfalls 
um die Rechtssicherheit bei der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses geht. Künftig soll auch für die 
Klagen auf Feststellung der Unwirksamkeit der Be-
fristung eines Arbeitsvertrages, unabhängig da-
von, auf welcher rechtlichen Grundlage die Be-
fristung beruht, eine dreiwöchige Frist gelten. 

6. Die Vorschrift des § 23 Abs. 3 des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes, die - so die neuere Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts - den Abschluß 
zweckbefristeter Arbeitsverträge zur Vertretung 
von Arbeitnehmern während der Mutterschutzfri-
sten und des Erziehungsurlaubs ausschließt, kann 
sich ais Hemmnis bei der Einsteilung von Ersatz-
kräften erweisen. Daher soll - wie nach der frühe-
ren Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts

-

neben der kalendermäßigen Bef ristung auch eine 
Zweckbefristung, die auf die Dauer der Freistel-
lung des zu vertretenden Arbeitnehmers abstellt, 
wieder zulässig sein. 

Durch die Neuregelung entstehen für die öffent-
lichen Haushalte und für die Wi rtschaft keine Kosten. 
Nennenswerte Auswirkungen auf die Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Die Änderungen des Kündigungsschutzrechts und 
die Erleichterungen beim Abschluß bef risteter Ar-
beitsverträge werden zu zusätzlicher Beschäftigung 
führen. Die Leistung von Überstunden ohne zusätz-
liche Beschäftigungseffekte wird zurückgedrängt. 
Durch mehr Beschäftigung wird eine Entlastung der 
Arbeitslosenversicherung bewirkt, deren Volumen 
sich aber noch nicht abschätzen läßt. Ebenfalls sind 
höhere Steuereinnahmen und Beitragseinnahmen in 
der Sozialversicherung zu erwarten, die zur Senkung 
der Lohnnebenkosten genutzt werden können. Eine 
Quantifizierung im einzelnen ist nicht möglich. 

Durch die Neuregelung der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall und die Änderung des Urlaubsrechts 
treten bei den Arbeitgebern bereits ohne Änderung 

der geltenden Tarifverträge folgende Entlastungen 
ein: 

- Absenkung der Entgeltfortzahlung um 20 % mit 
wahlweiser Urlaubsanrechnung: 1,9 Mrd. DM, 

- vierwöchige Wartezeit bei neuen Arbeitsverhält-
nissen: 0,1 Mrd. DM, 

- Herausnahme der Überstunden bei der Berech-
nung des Urlaubsentgelts: 1,2 Mrd. DM, 

- Anrechnung von zwei Urlaubstagen je Kurwoche: 
0,4 Mrd. DM. 

Demgegenüber entstehen Mindereinnahmen der 
Sozialversicherungsträger durch geringere Beiträge 
in Höhe von rund 1 Mrd. DM. Die zu erwarten-
den Mehreinnahmen der Sozialversicherungsträger 
durch zusätzliche Beschäftigung können nicht quan-
tifiziert werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Kündigungsschutz-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Ist einem Arbeitnehmer aus dringenden betriebli-
chen Erfordernissen gekündigt worden, so ist nach 
der bisherigen Fassung des § 1 Abs. 3 Satz 1 des 
Kündigungsschutzgesetzes die Kündigung trotzdem 
sozial ungerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber bei der 
Auswahl des Arbeitnehmers soziale Gesichtspunkte 
nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt hat. Zu 
diesen sozialen Gesichtspunkten gehören nach der 
Rechtsprechung in jedem Fa ll  die Betriebszugehörig-
keit, das Lebensalter und die Unterhaltspflichten des 
Arbeitnehmers. Daneben können aber auch andere 
soziale Gesichtspunkte in Betracht kommen, z. B. Be-
rufsaussichten auf dem Arbeitsmarkt, Krankheiten 
und wirtschaftliche Lage insbesondere im Zusam-
menhang mit Einkünften des Ehegatten. Im Interesse 
einer besseren Berechenbarkeit der Zulässigkeit der 
Kündigung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer be-
grenzt die Neuregelung die Sozialauswahl auf die so-
zialen Grunddaten Dauer der Betriebszugehörigkeit, 
Lebensalter und Unterhaltspflichten des Arbeitneh-
mers. Eine entsprechende Regelung sieht bereits die 
neue Insolvenzordnung vor. 

Nach der bisherigen Fassung des § 1 Abs. 3 Satz 2 
des Kündigungsschutzgesetzes braucht der Arbeit-
geber solche Arbeitnehmer nicht in die Sozialaus-
wahl einzubeziehen, deren Weiterbeschäftigung aus 
betriebstechnischen, wirtschaftlichen oder sonstigen 
berechtigten betrieblichen Bedürfnissen geboten ist. 
Die Neuregelung gibt den einer Sozialauswahl ent-
gegenstehenden betrieblichen Notwendigkeiten grö-
ßeres Gewicht; sie präzisiert das Interesse des Betrie-
bes an  der Weiterbeschäftigung eines bestimmten 
Arbeitnehmers oder mehrerer bestimmtere Arbeit-
nehmer dahin, daß hierzu insbesondere auch die 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistungen der Arbeit-
nehmer und die Sicherung einer ausgewogenen Per- 
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sonalstruktur gehören. Bereits bisher sind Leistungs-
unterschiede - jedenfalls, wenn sie erheblich sind - 
oder besondere, für den geordneten Betriebsablauf 
wichtige Qualifikationen als bet riebliches Bedürfnis 
für die Weiterbeschäftigung eines Arbeitnehmers an-
erkannt (z. B. Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 
24. März 1983 - 2 AZR 21/82). Auch in der Erhal-
tung einer ausgewogenen Personalstruktur wird ins-
besondere bei Massenentlassungen ein berechtigtes 
betriebliches Bedürfnis für die Weiterbeschäftigung 
bestimmter Arbeitnehmer gesehen (vgl. Etzel, Ge-
meinschaftskommentar zum Kündigungsschutzrecht 
(KR), 4. Aufl., §1 KSchG Rz 598a). 

Zu Buchstabe b 

Ebenfalls im Interesse der Vereinfachung einer Kün-
digung für den Arbeitgeber und ihrer besseren Bere-
chenbarkeit sind folgende weitere Regelungen vor-
gesehen: 

1. Wenn in einer Richtlinie nach § 95 des Betriebsver-
fassungsgesetzes oder in einer entsprechenden Re-
gelung für Betriebe und Verwaltungen des öffentli-
chen Rechts die zu beachtenden Auswahlkriterien 
Dauer der Betriebszugehörigkeit, Lebensalter und 
Unterhaltspflichten des Arbeitnehmers im Verhält-
nis zueinander gewichtet sind, so ist eine Überprü-
fung dieser Auswahlkriterien durch die Gerichte 
nur auf grobe Fehlerhaftigkeit hin zulässig. 

2. Sind in einem Interessenausgleich nach § 111 des 
Betriebsverfassungsgesetzes die zu entlassenden 
Arbeitnehmer nament lich bezeichnet, so wird ei-
nerseits gesetzlich vermutet, daß die Kündigung 
durch dringende betriebliche Erfordernisse be-
dingt ist (der Arbeitnehmer muß also diese Vermu-
tung schlüssig und begründet widerlegen), ande-
rerseits kann die vorgenommene Sozialauswahl 
durch die Gerichte nur auf grobe Fehlerhaftigkeit 
überprüft werden. Die Regelung entspricht inhalt-
lich der Vorschrift des § 125 der Insolvenzordnung, 
die durch Artikel 5 aufgehoben wird. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Während nach der bisherigen Fassung des § 23 
Abs. 1 Satz 2 des Kündigungsschutzgesetzes Betrie-
be mit bis zu fünf Arbeitnehmern nicht unter das 
Kündigungsschutzgesetz fallen, sollen es künftig Be-
triebe mit bis zu zehn Arbeitnehmern sein. Zur Be-
gründung wird auf den Allgemeinen Teil verwiesen. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung in § 23 Abs. 1 Satz 3 des Kündigungs-
schutzgesetzes über die Berücksichtigung der Teil-
zeitbeschäftigten beim Schwellenwert wird geän-
dert. Während gegenwärtig Arbeitnehmer mit einer 
regelmäßigen Arbeitszeit von bis zu wöchentlich 
10 Stunden oder monatlich 45 Stunden nicht berück-
sichtigt werden, ist künftig eine anteilige Berücksich-
tigung der Teilzeitbeschäftigten (zum Begriff vgl. § 2 
Abs. 2 des Gesetzes über arbeitsrechtliche Vorschrif-
ten zur Beschäftigungsförderung) entsprechend der 

Dauer ihrer Arbeitszeit vorgesehen. Zur Begründung 
wird auf den Allgemeinen Teil verwiesen. 

Zu Buchstabe c 

Die Bestandsschutzregelung in § 23 Abs. 1 Satz 4 des 
Kündigungsschutzgesetzes, die im Zusammenhang 
mit der Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 ge-
troffen wurde, ist gegenstandslos und wird deshalb 
aufgehoben. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundesurlaubsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Diese Vorschrift regelt das Recht des Arbeitgebers, 
Tage, an denen sich der Arbeitnehmer in einer Maß-
nahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilita-
tion im Sinne des § 9 Abs. 1 des Entgeltfortzahlungs-
gesetzes befindet, auf den Erholungsurlaub anzu-
rechnen. 

Die bisherige Vorschrift des § 10 des Bundesurlaubs-
gesetzes, wonach Maßnahmen der medizinischen 
Vorsorge oder Rehabilitation nicht auf den Urlaub 
angerechnet werden dürfen, soweit ein Anspruch auf 
Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach den gesetz-
lichen Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall besteht, wird aufgehoben. Nunmehr 
ist der Arbeitgeber nach Absatz 1 Satz 1 berechtigt, 
von je fünf Tagen, an denen der Arbeitnehmer ohne 
die Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Re-
habilitation im Sinne des § 9 Abs. 1 des Entgeltfort-
zahlungsgesetzes zur Arbeitsleistung verpflichtet ge-
wesen wäre, die ersten zwei Tage auf den Erholungs-
urlaub anzurechnen. Mit der Festlegung auf die je-
weils ersten Tage wird eine sichere Grundlage für 
die Berechnung des vom Arbeitgeber zu zahlenden 
Entgelts geschaffen. Dies bedeutet z. B. für einen Ar-
beitnehmer mit einer 5-Tage-Woche, der eine drei-
wöchige Maßnahme der medizinischen Vorsorge 
oder Rehabilitation in Anspruch nimmt, daß der Ar-
beitgeber insgesamt sechs Tage auf den Erholungs-
urlaub anrechnen kann. Arbeitet der Arbeitnehmer 
an weniger als fünf Tagen in der Woche, sind die An-
rechnungsmöglichkeiten des Arbeitgebers entspre-
chend geringer. Ist ein Arbeitnehmer z. B. lediglich 
an zwei Tagen in der Woche zur Arbeitsleistung ver-
pflichtet, so fallen bei der Teilnahme an einer Maß-
nahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabi lita-
tion für die Dauer von drei Wochen insgesamt sechs 
Arbeitstage aus. Da der Arbeitgeber für jeden vollen 
Zeitraum von fünf Arbeitstagen, der während der 
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabi-
litation anfällt, zwei Tage auf den Erholungsurlaub 
anrèchnen darf, besteht hier eine Anrechnungsmög-
lichkeit des Arbeitgebers von zwei Tagen. 

Satz 2 bestimmt, daß die angerechneten Tage als 
Urlaubstage gelten. Dies hat zur Folge, daß der Ar-
beitgeber für diese Tage Urlaubsentgelt und - sofern 
vereinbart - Urlaubsgeld zu leisten hat. Ein Anspruch 
des Arbeitnehmers auf Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall besteht für diese Tage nicht. 

Nach Satz 3 ist die Anrechnung - in Einklang mit § 9 
des Bundesurlaubsgesetzes - in den Fällen ausge- 
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schlossen, in denen der Arbeitnehmer während der 
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabi-
litation arbeitsunfähig erkrankt ist, sowie in Fällen 
der Anschlußrehabilitation, z. B. im unmittelbaren 
Anschluß an die Krankenhausbehandlung nach ei-
nem Herzinfarkt. Weiterhin entfällt eine Anrech-
nungsmöglichkeit des Arbeitgebers bei Vorsorge-
kuren für Mütter nach § 24 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch und bei Müttergenesungskuren nach 
§ 41 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch sowie 
bei Kuren von Beschädigten nach § 11 Abs. 2 des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Anrechnungsmöglichkeit 
des Arbeitgebers nur für den über den gesetzlichen 
Mindesturlaub von vier Wochen hinausgehenden Teil 
des tarifvertraglich oder individualvertraglich verein-
barten Urlaubs besteht. Damit bleibt der europarecht-
lich geschützte Mindesturlaub unangetastet. Unbe-
rührt bleiben darüber hinaus der Jahresurlaub nach 
§ 19 des Jugendarbeitsschutzgesetzes und nach den 
§§ 53, 54 des Seemannsgesetzes sowie der Zusatz-
urlaub nach § 47 des Schwerbehindertengesetzes. 

Die Regelung in Absatz 3 verhindert, daß durch eine 
gezielte oder auch nur zufällige Urlaubsnahme vor 
Beginn der Maßnahme der medizinischen Vorsorge 
oder Rehabilitation die Anrechnungsmöglichkeit des 
Arbeitgebers vereitelt wird. Absatz 1 ermöglicht nur 
eine Anrechnung auf den im laufenden Urlaubsjahr 
noch zur Verfügung stehenden Urlaub. Reicht dieser 
für die vom Arbeitgeber vorgesehene Anrechnung 
nicht aus, weil der Arbeitnehmer seinen Erholungs-
urlaub für das Kalenderjahr ganz oder größtenteils 
bereits erhalten hat, entfällt die Anrechnungsmög-
lichkeit nach Absatz 1. Um dennoch eine gleichmäßi-
ge Selbstbeteiligung aller an einer solchen Maß-
nahme teilnehm ende n Arbeitnehmer sicherzustellen, 
wird dem Arbeitgeber in diesen Fällen nach Absatz 3 
eine Anrechnungsmöglichkeit auf den Urlaub des 
nächsten Kalenderjahres eröffnet. 

Zu Nummer 2 

Durch die Ergänzung des § 11 Abs. 1 des Bundes-
urlaubsgesetzes wird festgelegt, daß bei der Bemes-
sung des Urlaubsentgelts Überstundenvergütungen 
nicht mehr berücksichtigt werden. Die Höhe des 
dem Arbeitnehmer während seines Erholungsur-
laubs zu zahlenden Arbeitsentgelts berechnet sich 
grundsätzlich nach dem sogenannten Referenzprin-
zip. Danach ist der Durchschnittsverdienst der letzten 
dreizehn Wochen vor dem Urlaubsantritt maßgeb-
lich. Nach bisherigem Recht war bei der Berechnung 
dieses Durchschnittsentgelts auch die Vergütung für 
im Bezugszeitraum angefallene Überstunden einzu-
beziehen. Dies konnte dazu führen, daß sich das Ur-
laubsentgelt eines Arbeitnehmers während des Erho-
lungsurlaubs erhöhte, weil in den letzten 13 Wochen 
vor seinem Urlaub erhebliche Überstunden angefal-
len waren, während ein Kollege, der in der gleichen 
Zeit im Betrieb seine vertragsgemäße regelmäßige 
Arbeitsleistung erbrachte, ein entsprechend geringe-
res Gehalt bezog, weil in diesem Zeitraum keine 
Überstunden mehr anfielen. Wenn nunmehr die 
Neuregelung bei der Urlaubsentgeltberechnung die 
im Bezugszeitraum anfallenden Überstunden aus

-

nimmt, werden zugleich die Arbeitgeber kostenmä-
ßig entlastet. Die in der Praxis möglichen ungerecht-
fertigten unterschiedlichen Ergebnisse bei der Be-
rechnung des Urlaubsentgelts, die sich je nach der 
zufälligen zeitlichen Lage des Erholungsurlaubs und 
der geleisteten Überstunden ergeben, werden durch 
die Neuregelung vermieden. 

Zu Nummer 3 

Diese Vorschrift stellt klar, daß die bisherigen gesetz-
lichen Regelungen weiterhin Anwendung finden, 
wenn sich der Arbeitnehmer im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes in einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation befindet. 

Artikel 3 (Änderung des Entgeltfortzahlungs-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Durch die Änderung des § 3 Abs. 1 Satz 1 wird klar-
gestellt, daß die Vorschrift den Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall lediglich dem Grunde 
nach regelt. 

Zu Buchstabe b 

Durch die neue Vorschrift des § 3 Abs. 3 wird gere-
gelt, daß der Anspruch auf Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall nach Absatz 1 erst nach Ablauf einer 
Wartezeit von vier Wochen entsteht. Nach bisheri-
gem Recht entstand dieser Anspruch - bei Vorliegen 
der sonstigen Voraussetzungen - mit dem Tag der 
vereinbarten Arbeitsaufnahme. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

In § 4 Abs. 1 wird die Höhe des Anspruchs auf Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall geregelt. Der Ar-
beitnehmer hat für den in § 3 Abs. 1 bezeichneten 
Zeitraum einen Anspruch in Höhe von 80 % des ihm 
bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeits-
zeit zustehenden Arbeitsentgelts. Das Gesetz enthält 
keine Regelung, in welcher Weise die Reduzierung 
um 20 % abgerechnet wird; dies bleibt der Verein-
barung durch die Beteiligten überlassen. 

Zu Buchstabe b 

Nach Absatz la Satz 1 kann der Arbeitnehmer vom 
Arbeitgeber verlangen, daß ihm von je fünf Arbeits-
tagen, an denen er arbeitsunfähig erkrankt ist, der 
erste Tag auf den Erholungsurlaub angerechnet wird. 
Die Erklärung, daß der Arbeitnehmer von dieser An-
rechnungsmöglichkeit Gebrauch machen möchte, 
muß er gegenüber dem Arbeitgeber spätestens bis 
zum dritten Arbeitstag nach dem Ende der Arbeits-
unfähigkeit abgeben. Mit der Festlegung auf den je-
weils ersten Tag wird eine sichere Grundlage für die 
Berechnung des vom Arbeitgeber zu zahlenden Ent-
gelts geschaffen. Dies ist einerseits erforderlich, weil 
sich die Berechnung der Höhe der Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall und des Urlaubsentgelts nach 
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unterschiedlichen Prinzipien richtet und anderer-
seits, weil dem Arbeitnehmer die Anrechnungsmög-
lichkeit bereits vom ersten Krankheitstag an einge-
räumt werden soll. 

Satz 2 bestimmt, daß mehrere Zeiträume, in denen 
der Arbeitnehmer arbeitsunfähig erkrankt ist, zusam-
mengerechnet werden. Diese Regelung bewirkt, daß 
ein z. B. an zwei Tagen erkrankter Arbeitnehmer, der 
von der Anrechnungsmöglichkeit Gebrauch macht, 
bei der. nächsten -  Krankheitsperiode noch weitere 
drei Krankheitstage Entgeltfortzahlung in Höhe von 
100 % nach Satz 4 erhält. 

Die Sätze 3 und 4 regeln die Vergütung des arbeitsun-
fähig erkrankten Arbeitnehmers. Die angerechneten 
Tage gelten als Urlaubstage. Dies hat zur Folge, daß 
der Arbeitgeber für diese Tage Urlaubsentgelt und - 
sofern vereinbart - Urlaubsgeld zu leisten hat. Ein An-
spruch des Arbeitnehmers auf Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall besteht für diese Tage nicht. Für die 
übrigen Tage bemißt sich die Höhe der Entgeltfortzah

-

lung im Krankheitsfall nach dem Arbeitsentgelt, das 
dem Arbeitnehmer für die für ihn maßgebende regel-
mäßige Arbeitszeit zusteht. Die durch die Absenkung 
der Höhe der Entgeltfortzahlung auf 80 % nach Ab-
satz 1 eintretende Einkommenseinbuße kann somit 
durch die Anrechnung vermieden werden. 

Satz 5 nimmt auf die Regelung in Absatz 1 Satz 1 
und 2 Bezug, wonach bestimmte Leistungen von 
dem im Krankheitsfall fortzuzahlenden Arbeitsent-
gelt ausgenommen werden. Macht der Arbeitnehmer 
von der Anrechnungsmöglichkeit Gebrauch, findet 
§ 9 des Bundesurlaubsgesetzes keine Anwendung. 

Der Absatz 1b stellt klar, daß der in den genannten 
gesetzlichen Bestimmungen festgelegte Mindestur-
laub sowie der Zusatzurlaub nach § 47 des Schwer-
behindertengesetzes durch die Anrechnung nicht 
unterschritten werden dürfen. Diese Regelung ent-
spricht der Neuregelung in § 10 Abs. 2 des Bundes-
urlaubsgesetzes. 

Nach Absatz 1c ist die Anrechnungsmöglichkeit in-
soweit ausgeschlossen, als der Urlaub aus betriebli-
chen Gründen für alle Arbeitnehmer oder für be-
stimmte Arbeitnehmergruppen einheitlich im Bet rieb 
festgelegt ist (z. B. Bet riebsferien). Gleiches gilt, 
wenn der Urlaub üblicherweise durch arbeitsfreie 
Zeiträume als abgegolten gilt (z. B. Ferien für ange-
stellte Lehrer und Hochschuldozenten). Durch diese 
Regelung wird gewährleistet, daß der einzelne Ar-
beitnehmer durch die Anrechnung von Krankheits-
tagen auf den Erholungsurlaub nicht die an gesamt-
betrieblichen Erfordernissen ausgerichtete Regelun-
gen unterlaufen kann. 

Zu Nummer 3 

Die bisherige Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts zur Kürzung von Sonderzahlungen wegen 
krankheitsbedingter Fehlzeiten hat sich im Laufe der 
Jahre mehrfach geändert; die Zulässigkeit einer sol-
chen Kürzung ist zuletzt stets bejaht worden. Durch 
die neue Vorschrift des § 4 a wird nunmehr eine 
rechtssichere Grundlage für Bestimmungen in Tarif-
verträgen, Betriebsvereinbarungen und einzelver

-

traglichen Vereinbarungen geschaffen, nach der eine 
zu zahlende Sondervergütung aufgrund krankheits-
bedingter Fehlzeiten gekürzt werden kann. Die bis-
herige Rechtslage zur Kürzung von Sondervergütun-
gen aus anderen als aus krankheitsbedingten Gran-
den  bleibt durch die Neuregelung unberührt. Die 
Kürzung einer Sondervergütung ist nach Satz 2 je-
doch nicht in uneingeschränkter Höhe zulässig. Viel-
mehr darf der Arbeitgeber für jeden Tag der Arbeits-
unfähigkeit infolge Krankheit die Sondervergütung 
um höchstens ein Viertel des Arbeitsentgelts, das im 
Jahresdurchschnitt auf einen Arbeitstag entfällt, kür-
zen. Damit soll verhindert werden, daß bereits gerin-
ge krankheitsbedingte Fehlzeiten zu einer unan-
gemessenen hohen Kürzung oder sogar zum Wegfall 
der gesamten Sondervergütung führen. 

Zu Nummer 4 

Durch die Änderung des § 9 Abs. 1 erhält der Arbeit-
geber die Möglichkeit, Sondervergütungen auch 
dann zu kürzen, wenn sich der - nicht arbeitsunfähig 
erkrankte - Arbeitnehmer in einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation befindet. 

Zu Nummer 5 

Diese Vorschrift stellt klar, daß die bisherigen gesetz-
lichen Regelungen weiterhin Anwendung finden, 
wenn der Arbeitnehmer im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes durch Arbeitsunfähigkeit infol-
ge Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert ist. 

Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über arbeits-
rechtliche Vorschriften zur Beschäftigungs-
förderung) 

Zu § 1 

Zu Absatz 1 

Durch Satz 1 wird die Höchstdauer der zulässigen 
Befristung einheitlich auf zwei Jahre festgelegt; auf 
die bisherige unterschiedliche Regelung für neuge-
gründete kleinere Unternehmen und für sonstige Un-
ternehmen wird verzichtet. Durch die Zulassung län-
gerer Befristungen wird der Anreiz für die Arbeitge-
ber verstärkt, statt Überstunden anzuordnen, auch 
für qualifiziertere Tätigkeiten, die längere Einarbei-
tungszeiten benötigen, bef ristete Einstellungen vor-
zunehmen. Darüber hinaus soll es bis zur Höchst-
dauer von zwei Jahren zulässig sein, einen zunächst 
kürzer befristeten Arbeitsvertrag dreimal zu verlän-
gern. Hier ist insbesondere an die Fälle zu denken, in 
denen der zusätzliche Arbeitskräftebedarf entgegen 
der Einschätzung bei Beginn der Bef ristung für einen 
längeren Zeitraum besteht. Auch wird es möglich 
sein, an eine zunächst kürzere bef ristete Erprobungs-
phase eine weitere längere Bef ristung anzuschließen, 
die die Chancen des Arbeitnehmers auf Übernahme 
in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis verbessern 
kann. Der Gefahr, daß an die Stelle des unbef risteten 
Arbeitsvertrages Kettenarbeitsverträge treten, wird 
dadurch vorgebeugt, daß die Gesamtdauer der Be-
fristung auf zwei Jahre begrenzt wird und in diesem 
Rahmen höchstens drei Verlängerungen zugelassen 
werden. 
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Zu Absatz 2 

Hat der Arbeitnehmer bei Beginn des bef risteten Ar-
beitsverhältnisses das 60. Lebensjahr vollendet, sol-
len auch über zwei Jahre hinausgehende (einmalige 
oder aneinander anschließende mehrmalige) Befri-
stungen zulässig sein. Dadurch sollen die für ältere 
Arbeitsuchende besonders hohen Einstellungshin-
dernisse verringert werden (vgl. Allgemeiner Teil). 
Die Zulassung einer längeren Befristungsdauer ist 
hier gerechtfertigt, weil für einen älteren Arbeitsu-
chenden, zumal für einen Langzeitarbeitslosen, eine 
befristete Beschäftigung oft die einzige Möglichkeit 
ist, einen Arbeitsplatz zu finden. Selbst wenn er zu-
nächst nur für kürzere Zeit eingestellt wird, hat er die 
Chance zu beweisen, daß er insbesondere auf Grund 
seiner Berufserfahrungen für den Bet rieb wertvoll ist. 

Zu Absatz 3 

Diese Regelung verhindert, daß unbefristete Arbeits-
verträge in bef ristete Arbeitsverträge umgewandelt 
werden. Sie schließt weiterhin aus, daß unter den er-
leichterten Voraussetzungen des Absatzes 1 abge-
schlossene auf höchstens zwei Jahre bef ristete Ar-
beitsverträge aneinander angeschlossen werden und 
es zu sozialpolitisch unerwünschten Kettenarbeits-
verträgen kommt. Anders als nach bisherigem Recht 
verbietet die Neuregelung allerdings nicht, daß an 
einen mit sachlichem Grund abgeschlossenen befri-
steten Arbeitsvertrag, z. B. zur Vertretung eines Ar-
beitnehmers oder zur Erledigung eines vorüberge-
henden zusätzlichen Arbeitsanfalls, ein bef risteter 
Arbeitsvertrag angeschlossen wird, der die Voraus-
setzungen der Neuregelung erfüllt. Die Anschlußbe-
fristung ermöglicht es dem Arbeitgeber, den Arbeit-
nehmer, den er während der Bef ristung schätzen ge-
lernt hat, weiter zu beschäftigen, auch wenn ei noch 
nicht beurteilen kann, ob aufgrund der Auftrags-
situation eine Dauerbeschäftigung möglich ist. Dar-
über hinaus wird der Widerspruch in der gegenwärti-
gen Rechtslage beseitigt, der sich daraus ergibt, daß 
ein befristeter Arbeitsvertrag nach dem Beschäfti-
gungsförderungsgesetz im Anschluß an eine Befri-
stung aus sachlichem Grund unzulässig ist, während 
im umgekehrten Fall auf eine Bef ristung nach dem 
Beschäftigungsförderungsgesetz ein Arbeitsverhält-
nis, das aus sachlichem Grund bef ristet ist, folgen 
kann. Satz 2 entspricht § 1 Abs. 1 Satz 3 der gelten-
den Fassung. 

Zu Absatz 4 

Hier wird klargestellt, daß die bisherigen Möglich-
- keiten zum Abschluß bef risteter Arbeitsverträge, ins-
besondere wenn ein sachlicher Grund vorliegt, zuläs-
sig bleiben. 

Zu Absatz 5 

Künftig soll auch bei den Klagen gegen die Unwirk-
samkeit einer Befristungsabrede - unabhängig da-
von, auf welcher rechtlichen Grundlage die Befri-
stung beruht - die Dreiwochenfrist einzuhalten sein, 
wie sie für Kündigungsschutzklagen nach § 4 des 
Kündigungsschutzgesetzes vorgesehen ist. Die bis

-

herige Praxis, daß nur die Verwirkung, die immer an 
eine Einzelfallbetrachtung gebunden ist, der Klage 
zeitliche Grenzen setzt, hat zu erheblicher Rechtsun-
sicherheit geführt. 

Zu Absatz 6 

Die Regelungen der Absätze 1 bis 4, die auf Grund 
der gegenwärtigen schwierigen Arbeitsmarktsitua-
tion getroffen werden, sollen entsprechend der durch 
das Beschäftigungsförderungsgesetz 1994 festgeleg-
ten Geltungsdauer nur bef ristet bis zum 31. Dezem-
ber 2000 in Kraft bleiben. 

Zu Artikel 5 (Änderung der Insolvenzordnung) 

§ 125 der Insolvenzordnung wird aufgehoben. Der 
Inhalt der Vorschrift wird als allgemeine Regelung 
durch § 1 Abs. 5 des Kündigungschutzgesetzes über-
nommen (vgl. Begründung zu Artikel 1 Buchstabe b 
Nummer 2). 

Zu Artikel 6 (Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) 

Nach § 622 Abs. 5 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs kann einzelvertraglich eine vierwöchige 
Grundkündigungsfrist ohne bestimmten Kündi-
gungstermin vereinbart werden, wenn der Arbeitge-
ber in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer 
ohne die zur Berufsbildung Beschäftigten und ohne 
die Arbeitnehmer, deren regelmäßige Arbeitszeit 
wöchentlich 10 Stunden oder monatlich 45 Stunden 
nicht übersteigt, beschäftigt. Bei der Feststellung 
der Zahl der beschäftigten Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer sollen 
künftig - wie beim allgemeinen Kündigungsschutz

-

Teilzeitbeschäftigte entsprechend der Dauer ihrer 
Arbeitszeit berücksichtigt werden. 

Artikel 7 (Änderung des Arbeitsplatzschutz-
gesetzes) 

Die Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes über-
nimmt die Neuregelung zur anteiligen Berücksichti-
gung Teilzeitbeschäftigter beim Schwellenwert im 
Kündigungsschutzgesetz. Nach § 2 Abs. 3 des Ar-
beitsplatzschutzgesetzes ist die Einberufung des Ar-
beitnehmers zum Wehrdienst kein wichtiger Grund 
zur Kündigung im Sinne des § 626 BGB. Eine Aus-
nahme gilt im Falle des Grundwehrdienstes von 
mehr als sechs Monaten für unverheiratete Arbeit-
nehmer in Bet rieben mit in der Regel fünf oder weni-
ger Arbeitnehmern (ohne zur Berufsbildung Beschäf-
tigte), wenn dem Arbeitgeber infolge Einstellung ei-
ner Ersatzkraft die Weiterbeschäftigung des Arbeit-
nehmers nach Entlassung aus dem Wehrdienst nicht 
zugemutet werden kann. 

Die Bestandsschutzregelung, die im Zusammenhang 
mit der Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 ge-
troffen wurde, ist gegenstandslos und wird deshalb 
aufgehoben. 
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Zu Artikel 8 (Änderung des Berufsbildungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5 Abs.1 Satz 2) 

§ 5 Abs. 1 schützt die Entschlußfreiheit des Auszubil-
denden, seine in der Ausbildung erworbenen Kennt-
nisse und Fertigkeiten nach der Ausbildung frei zu 
verwerten. Deshalb wird eine Vereinbarung, die den 
Auszubildenden für die Zeit nach Beendigung des 
Berufsausbildungsverhältnisses in der Ausübung sei-
ner beruflichen Tätigkeit beschränkt, für nichtig er-
klärt. Nach der geltenden Fassung der Vorschrift ist 
es jedoch zulässig, daß der Auszubildende innerhalb 
der letzten drei Monate des Berufsausbildungsver-
hältnisses mit dem Ausbildenden ein Arbeitsverhält-
nis auf unbestimmte Zeit eingeht oder einen auf 
höchstens fünf Jahre befristeten Arbeitsvertrag für 
den Fall  abschließt, daß der Ausbildende Kosten für 
die weitere Berufsausbildung, z. B. ein Studium, 
übernimmt und diese Kosten in einem angemesse-
nen Verhältnis zur Dauer der Verpflichtung stehen. 

Diese aus dem Jahr 1969 stammenden Regelungen 
beruhen auf der damals wesentlich anderen Wi rt

-schafts- und Arbeitsmarktlage. Wegen des zu dieser 
Zeit bestehenden Arbeitskräftemangels mußten die 
Auszubildenden davor geschützt werden, zu frühzei-
tig mit ihrem Ausbildungsbetrieb einen bef risteten Ar-
beitsvertrag abzuschließen und sich damit gegebe-
nenfalls die Chance einer unbef risteten Beschäftigung 
in einem anderen Bet rieb zu verbauen. Die Situation 
ist heute völlig verändert. Die Auszubildenden sind 
heute daran interessie rt , möglichst rechtzeitig vor Ab-
schluß der Ausbildung Sicherheit zu haben, ob sie von 
ihrem Ausbildungsbetrieb unbefristet oder zumindest 
befristet weiter beschäftigt werden, und dies arbeits-
vertraglich zu vereinbaren. Deshalb läßt die Neurege-
lung in den letzten sechs Monaten des Ausbildungs-
verhältnisses neben unbefristeten Arbeitsverträgen 
auch den uneingeschränkten Abschluß bef risteter Ar-
beitsverträge zu, also bef risteter Arbeitsverträge nach 
dem Gesetz über arbeitsrechtliche Vorschriften zur 
Beschäftigungsförderung, befristeter Arbeitsverträge 
mit sachlichem Befristungsgrund, z. B. zur Aushilfe, 
sowie befristeter Arbeitsverträge, die nach besonde-
ren Rechtsvorschriften, z. B. nach § 23 des Bundes-
erziehungsgeldgesetzes, zulässig sind. Das uneinge-
schränkte Offenhalten auch eines bef risteten Arbeits-
vertrages wird sich für die Jugendlichen positiv aus-
wirken. Durch eine bef ristete Beschäftigung können 
sie praktische Berufserfahrungen sammeln und ihre 
Chance verbessern, entweder im Bet rieb in ein unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis übernommen zu werden 
oder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine Anstel-
lung zu finden. Die Vorverlegung des Zeitpunktes, ab 
dem ein Arbeitsvertrag abgeschlossen werden kann, 
von drei Monaten auf sechs Monate vor dem Ende der 
Ausbildung berücksichtigt, daß heute drei von vier 
Auszubildenden 18 Jahre und älter sind. 1970 war dies 
nur etwa jeder fünfte. Die meisten Auszubildenden 
sind daher im letzten Ausbildungsjahr bereits 18 Jahre 
und älter und damit volljährig. Zu diesem Zeitpunkt 
dürften die Auszubildenden aufgrund ihrer persönli-
chen und beruflichen Entwicklung in der Lage sein, 
die Entscheidung über ihre berufliche Zukunft eigen-
verantwortlich zu treffen. 

Zu Nummer 2 (§ 10 Abs. 3) 

Die gegenwärtige Fassung der Vorschrift läßt eine 
Vereinbarung zwischen Ausbildenden und Auszubil-
denden oder eine tarifliche Regelung über den Aus-
gleich von im Rahmen des Ausbildungsverhältnisses 
geleisteten Überstunden oder Mehrarbeitsstunden 
durch Gewährung von Freizeit nicht zu. Diese Ein-
schränkung liegt weder im Interesse des Auszubil-
denden noch des Ausbildenden und wird deshalb 
beseitigt. 

Zu Nummer 3 (§ 77) 

Eine besondere Ausbildungsmeisterprüfung für die 
Berufsausbildung im grafischen Gewerbe fällt aus 
dem Rahmen der Eignungsanforderungen im übri-
gen Bereich der gewerblichen Wi rtschaft und ist 
1969 als Relikt aus dem zwischenzeitlich gestriche-
nen § 128 a der Gewerbeordnung übernommen wor-
den. Die Gründe, die im Bereich der Druckindustrie 
zu strengeren Anforderungen geführt haben, sind 
heute nicht mehr nachvollziehbar. Die Streichung 
der Vorschrift beseitigt eine Überreglementierung 
und ist geeignet, zusätzliche Ausbildungsplätze in 
der Druckindustrie zu schaffen. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Bundeserziehungsgeld-
gesetzes) 

Nach § 21 Absatz 1 und 2 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes liegt ein sachlicher Grund für die Befri-
stung eines Arbeitsverhältnisses vor, wenn ein Ar-
beitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitneh-
mers für Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach 
dem Mutterschutzgesetz, eines Erziehungsurlaubs, 
einer auf Tarifvertrag, Bet riebsvereinbarung oder 
einzelvertraglicher Vereinbarung beruhenden Ar-
beitsfreistellung zur Betreuung eines Kindes oder für 
diese Zeiten zusammen oder für Teile davon sowie 
für notwendige Zeiten einer Einarbeitung eingestellt 
wird. Nach -§ 21 Absatz 3 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes muß die Dauer der Befristung des 
Arbeitsvertrages kalendermäßig bestimmt oder be-
stimmbar sein. Dieser Vorschrift entnimmt das Bun-
desarbeitsgericht im Gegensatz zu seiner früheren 
Rechtsprechung (Urteil vom 10. Mai 1989 - 7 AZR 
455/88) jetzt ein Verbot der Zweckbefristung eines 
Arbeitsvertrages, der für die Dauer der Beschäfti-
gungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz oder für 
die Dauer eines Erziehungsurlaubs mit der Ersatz-
kraft abgeschlossen wird (Urteil vom 9. November 
1994 - 7 AZR 243/94). 

Die Regelung kann den Abschluß von befristeten Ar-
beitsverträgen zur Vertretung der freigestellten Ar-
beitnehmer erschweren. So ist bei Beginn der Mut-
terschutzfristen eine kalendermäßige Bestimmung 
der Vertretungsdauer weder für die Zeit der Vertre-
tung bis zum Ende der Mutterschutzfristen noch für 
einen bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres des 
Kindes geplanten Erziehungsurlaub möglich, weil 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses der Tag der 
Entbindung und damit das Enddatum der Vertretung 
noch nicht feststeht und Erziehungsurlaub mögli-
cherweise noch nicht angemeldet worden ist. Wird 
der Befristung der voraussichtliche Entbindungstag 
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zugrundegelegt und verzögert sich die Entbindung 
und damit das Ende des Erziehungsurlaubs, muß der 
befristete Arbeitsvertrag mit dem Vertreter verlän-
gert werden. Bei einem früheren Entbindungstermin 
muß der Arbeitgeber gegebenenfalls die Ersatzkraft, 
wenn diese nicht mit einer Änderung des Endtermins 
einverstanden ist und auch eine Kündigung aus-
scheidet, über den Vertretungsbedarf hinaus be-
schäftigen. Zudem wird die Möglichkeit der vorzeiti-
gen Beendigung des Erziehungsurlaubs mit Zustim-
mung des Arbeitgebers erschwert. 

Durch die an der Formulierung des § 620 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ausgerichtete Ergänzung 
des § 21 Absatz 3 soll der Abschluß sowohl kalender-
mäßig befristeter als auch zweckbefristeter Vertre-
tungsverträge zulässig sein. Auch im Fall eines zweck-
befristeten Vertrages tritt für den Vertreter keine 

Rechtsunsicherheit über das Ende der Bef ristung ein, 
weil - wie bei jeder anderen Zweckbefristung - der 
Arbeitgeber nach der gefestigten Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts verpflichtet ist, dem Arbeitneh-
mer das Ende der Befristung rechtzeitig unter Einhal-
tung einer Ankündigungsfrist, die der Mindestkündi-
gungsfrist entspricht - anzukündigen. Im Falle einer 
zulässigen vorzeitigen Beendigung des Erziehungsur-
laubs, etwa beim Tod des Kindes, kann der Arbeitgeber 
auch das zweckbefristete Arbeitsverhältnis nur unter 
Einhaltung der in § 21 Absatz 4 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes festgelegten dreiwöchigen Frist, frühe-
stens zum Ende des Erziehungsurlaubs, kündigen. 

Zu Artikel 10 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 




